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Zum direkten Mitberatungsrecht der Gemeindebürger (Art. 18 Abs. 2 GO)
Von Pri vatdozent Dr, Ludwig Gramlich, Universitä t Wünburg
I. Einleitung
Die seit einigen Jahren nicht zuletz t auch auf gemeindlicher
Ebene verfolgten Bestrebungen , dem kommunalen Hauptor-
gan Gemeinderat Beschlußfassungen über die Erklärung des
Gemeindegebiets zu atom- (od er - wenn schon denn schon -
ABC-)waffenfreien Zo ne anzusinnen' , haben , wie immer man
ihre politische Motivation und (verfassungs)rechtliche Zuläs-
sigkeit auch bewerten mag-, immerhin zuweilen neuartige Fra-
gestellungen aufgeworfen ode r doch allbe kannte er hellt und
präzisiert . Gebotene Klärun gen des Verhältnisses von ers tem
Bürgermeister und Ge meinderat einerseits, von staatlichen
und kommunalen Entscheidungszuständigkeite n ande rerseits'
ließen bislang freilich ein prakt isch wohl auch eher randseitiges
Problem weithin außer acht: Verm ag auch auf dem Weg über
eine Bürgerversammlung eine Sachdebatte im Ge meinde ra t
herbeigeführt zu werden, sei es über dieses, sei es über ein
anderes (Reiz-jThe ma? Aktuell wurde diese Frage in einem
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nach
1 Hierzu neuerdings etwa Graf VilZlhum, Pestsehr. von Simson (1983) ,
S. 189 ff . ; J. Hofl1UlllJt, DVBI. 1984. 116 ff .; TMiJ, JuS 1984,422 ff .
2 S. jetzt auch Maunz, BayVBI. 1984,417/419; Süß, 8 ayVBI. 1983, 513; in
den Ergebni ssen weithin übereinstimmend die Erkenntnisse: OVG Mim-
ster, DOV 1984, 300 ff. mit A nm. R~hn, S. 303; VGH Mannh~im .
OVBI. 1984,729 f1. (hierzu bereits Sch wendLNr, VBIBW 1984, 239 ff .) ;
OVG l.ilMburg , DVBI. 1984,734 ff .
3 Nur die letztgenann te Problem atik e rörtert bspw. Schmjn-Kamml~r.
OÖV 1983. 869 ff .
§ 123 VwGO vor dem Baden-W ürttembergischen Verwal-
tungsgerichtshof' im Hinblick auf einen Antrag gemäß § 20a
Abs. 2 der dortigen GemO' . Schon die augenfällige Ähnlich-
keit dieser Norm mit Art. 18 (Abs. 2) der Bayerischen GO
legte mithin nahe , die Recht slage im Freistaat Bayern etwas
eingehender zu untersuchen, auch desh alb freilich, weil im
Unterschied zur ausführlichen Regelun g im Nachbar-Bundes-
land (§ 41 Abs. 2 KWG ' ) der Gesetzestex t wesentliche Pro-
bleme unerörtert läßt.
2. ZllStändigk.itsCragen
a) Zun ächst erscheint schon offen, wer denn im Fall des
Art. 18 Abs. 2 GO die Bürgerversammlung einbe ruft. Ge wiß,
Abs. 1 nennt für den jährl ichen Regel- und Pflichtfall wie auch
für die weitere Situation , daß das andere gemeindliche Leitor-
gan dergleichen verlangt , den ersten B ürgermeiste r als zustän-
dige Stelle . und ihn bestimmt überdies Art . 18 Abs. 3 Satz 3
GO auch zunächst zum Vorsitzenden ..in der Versammlung" .
Daher fiele es nicht schwer, auf entsprechende Zuständig keits-
nonnen für das Verhältnis des Ind ividual- zum KollegiaJorgan
zurückzugreifen (Art . 36 Satz 1 G O: Vorsitz . im Gemeind e-
rat" ; Art. 46 Abs . 2 Sätze 2 und 3 GO: Einberufung des Ge -
meinderats durch den ersten Bürgermeister) , und die (Kom-
4 VB1BW 1984, 149 f.
5 In der Fassung vom 3. 10. 1983, G BI. 578.
6 Kom mu nalwahlgesetz in de r Fassung vom 1. 9. 1983, GB I. 429.
menta r-)Literatur' geht gar nicht mehr eigens auf die Einberu-
fungsbefugnis des Art. 18 Abs . 2 GO ein, so selbstverständ-
lieh erscheint ihr offenbar. daß auch hier allein das Ge meinde-
oberhaupt handlungsberechtigt sei. Wenn auch de r systemati-
sche Aufb au der Vorschrift ebe nfalls die vorherrschende Auf-
fassung stützen mag, so muß doch betont werden , daß das
Fehlen expliziter Zuständigkeits normen in Art. 18 Abs . 2 GO
durchaus gezielt in dem Sinne zu verste hen sein k önnte", es
solle damit auf die allgemeine Kompetenzzuordnung und
-abgrenzung der Art . 29, 30 und 37 GO Bezug geno mmen
werden'. Für eine solche Ausleg ung des (nbjektiven) gesetzg e-
berischen Willens wäre immerhin zweierlei anzuführen: Nach
Art . 18 Abs. 4 GO ist der Ge meindera t - neben dem Plenum
allenfalls ein Ausschuß, grundsätz lich nicht jedoch der erst e
Bürgermeister" - gehalten, die Empfehlungen von Bürgerver-
sammlungen zu behandeln. In diesem Endstadium also mag
die Normalzuständ igkeit sregel des Art . 37 GO sehr wohl
modifiziert-werd en, zulasten des ggf. an sich kompetenten
(Individual-)Organs. Zum andern fügt sich Art . 18 Abs. 2 GO
in die auch für andere Ge meindeordnungen zu konstatierende
Te ndenz ein", die politischen Mitwirkungsrechte der Gemein-
debürger (wiede r) zu erweitern . Ausdru cksform en direkter
Demokratie zu schaffen und/od er zu stärken. Da abe r in der
Sache hier durchaus von einem ..Bürger begehren..12 (oder
. Bürgerantrag'' wie in § Wb der Ge ma BW13) gesprochen
werden darf, so erscheint es trotz der unverkennbaren funktio-
nalen Unterschiede beider Einrichtungen nicht ausgeschlos-
sen, daran anzuknüpfen, daß auf staa tlicher Ebe ne Volks-
Begehren primär den Landtag "angehen" , letztendlich über
ihre ZuJässigkeit jedenfalls nicht die Exekutive zu entscheiden
hat l4• Das letzte Wort jedoch liegt bei einem unabhängigen
7 HöJzllHi~,. , Gemei ndeordnung für den Fre istaa t Baye rn ... , 5. Aun.
1968 ff .; sprechen in Anm . 3 zu Art . 18 GO die Zuständigkeit im Falle
des Abs. 2 nur ..zwischen den Ze ilen" an; ähnlich undeutlicb erscheinen
die Darstellungen von M(UsonISamp~r, Bayer. Kom munalgesetze ,
1952 ff ., Art . 18 GO Anm . 10, und von PrandIlZimmm~mulfln ,
Gemeinderecht in Bayern, 2. Aufl. 1981. Anm. 8 zu Art . 18 GO. K~­
meyer widmet in seinem Lehrbuch des Bayer . Kom munalrechts (5. Auß .
1984) diese r Frage nur eine pausc hale Darle gung (5 . 142), und auch in
seinen dort auf S. 130 in Fußn . 35 angeführt en weite ren Beiträgen -
freilich zur Rechts lage vor der Einffigung des heutigen Art . 18
Abs . 2 GO durch Gese tz vom 8. 10. 1974 (G VBI. S. 502) - fehlen
nähere Stellungnahmen (BayBgm . 1971, ffll90 f. ; Festscbr. G . Küchen-
hoff (I972D. H.lbbd . z, S. 557/561 ff .).
8 Zumindest bei Zugrunde legen der vom BUIUkn>~rftuJungsgtricJu von
Anfang an postulie rten , wenn auch nicht eben stets praktizie rten ..objek-
tiven" Auslegungsmethode (BVerfG E I , 2991312); hierzu etwa F. Miil·
ter,Juristische Mefhodik, 2. Aun . 1976, S. 29 ff .
9 Zur älte ren Diskussion um Art. 18 GO (1952) siebe Zkgl~r, Bärgerbe-
teiligung in der kommuna len Setbstverwal tung (1974) , S. 205 ff. ; zur
Einffigung des neuen Abs . 2 in Art. 18 vgl. insbesondere die Begrün-
dung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der GO, LT-Dn. 7/
6917 vom 9. 7. 1974 S. 4, sowie die Ausführun gen des Berichtersta tters
des zuständigen Ausschusses, Diethel, LT Sten.Ber. 7199vom 24.9. 1974,
S. 5110. Die Novelle .....urde fast einstimmig (I Enthaltung) angenom-
men , wenn auch der SPD die Änd erung zu bescheiden ausfiel (so ihr
Mitbericbterstatt er H eiden , ebd .}. Siehe frei lich auch die eher skeptische
Stellungnahme des Bayer . Städteverbands , BayBgm. 1974, 415.
10 Nähe r hierzu HölzllH~n , a.a.O . (Fußn. 7) , Anm. 12 zu Art . 18 GO;
MtuJo"'Sa!ntHr, a.a .O. (Fußn. 7), An . 18 GO Anm. 20; PrandllZim -
rFJermann , a.a .O . (Fußn. 7) . Anm. 17zu An. 18 GO.
11 Vgl. SdunidJ-Jonz ig, Kommunalrecht (1982), S. 62 f .
12 So HölzUHien, a .a.O . (Fußn. 7) , Anm . 1.5zu Art . 18 GO.
13 Bade n-Wlirttemberg kennt auf Gemeindeebene neben Bürgerversamm-
lung und Bürgerbegehren aucb Bürgerantrag und Bürge rentseheid
(11 20a- 21 GemO; 41 KWG); vgl. die Übenicht über die ..Mitwirkung
der Bürgerschaft .. bei S«gerlWwuchJBur1chardt, Kommn nal recb t in
Bade n-Württemberg (4. Aun . 19&3), S. 110 ff .; ferner PilnnerlJacoby ,
Formen und Arte n de r Bürgenni twirkung in Ge meinden und Kreisen ,
in: PwtMr (Hrsg .}, Ha ndbuch der kommunalen Wissenschaft und Pra-
xis. Bd. 2 (2. Aun . 1981), S. 26Il8 ff.
14 An . 74 Abs. 1-5 BV; Art . 70 ff . LWG ; Art . TI ff . LWO ; vgl. Meder,
Die Verfassung des Freistaa tes Bayern - Handkommentar (2. Autl .
1978), Anm . 3 zu Art . 74.
Dritten . dem Bayer . Verfassungsgerichtshof ; die gebotene
Überprüfung am land es(verfassungs)rechtlichen Maßstab
durch Staatsregierung und Parlament ist nur vorläufiger Art15•
b) Selbst wenn nun abe r der ers te Bürgermeister auch zur
Einbe rufung der Bürgerversammlun g nach Art . 18 Abs . 2 GO
zustä ndig wäre . so könnte es sich hierbei doch led iglich um
eine bloße Vollzugskompetenz gemäß Art . 36 Satz 1 GO han-
deln . um die schlichte Ausführung eines vora usliegenden
Ge meinde ratsbeschlusses. Denn aus Art . 37 Abs. 1 Nr. 1 GO
ließe sich eine eigenstä ndige Befugnis schon deshalb schwer-
lich begrü nden, weil Angelegenheiten . die jährlich nur ein ein-
ziges Mal vonsta tte n gehen (dürfen) . eben nicht mit einer
gewissen Häufigkeit wiederkehren , keine ..laufenden Angele-
genheiten" im Sinne des Gesetzes sind".
c) Nicht ganz bedeutungslos dürfte schließlich auch die Dif-
ferenz im Wortlaut der kommunalrechtlichen Einberufungs-
normen sein: Was die Zusamm enkunft des Ge meinderats
anbe trifft, verwendet Art. 46 Abs. 2 Satz 2 GO eine zunächst
lediglich feststellende Formulierung, umschreibt sohin allein
das zulässige Tun des zuständigen Organs. Dagegen bezeich-
nen sowohl Art . 46 Abs . 2 Satz 3 GO als auch Art . 18
Abs . 1,2 GO ausdrüc klich Verpflichtungen des ersten Bürger-
meisters. welche entwede r (auch) gegenübe r dem anderen
gemeindlichen Hauptorgan bestehen oder unmittelbar aus
dem Gesetz berrühren. Sofern jedoch de rarti ge Pflichten
durch korrespondierende Rechte ergänzt und vervollständigt
werden" , ist nur mehr ein kleiner Schritt hin zu de r Annahme.
ein Vorgehen des Ge meinde rats selbst stehe inmitte n des Ein-
berufungsvorgangs, der erste Bürgermeister vollziehe (auch)
hier lediglich den Beschluß des kollegialen Gremiums.
Im Falle der Minderh eitenschut z-Vorschrift des Art. 46
Abs. 2 Satz 3 GO freilich erscheint eine solche Konstruktion
schwer lich haltbar: Während bei Art. 18 Abs . 1 und 2 GO der
Geschehensablauf dur chaus in der Reihenfolge
1) verpflichtendes Verl angen an den ersten Bürgermeister;
2) An beraumen einer Ge meindera ts-Sitzung mit Tagesord-
nungspunkt Bürgerversammlung;
3) Beschlu ßfassung des Ratsplenums über deren Zulässigkeit
und Zulassung;
4) Vollzug ( ; tatsächliche Einbe rufung) dur ch den ersten
Bürgerm eister
vonsta tte n geht. auch die jäh rliche Pflicbtveranstaltun g nach
Maßgabe der zu 2) bis 4) aufgeführten Stufen ins Wer k gesetzt
werden könnte . führte sich ein Minorität srechr , welches nur
über einen Beschluß der (virt uell stets) opponierenden Mehr-
heit realisierbar wäre . von selbst ad ebsurdum". Es geht denn
auch kaum an. einem Gesetzgeber zu unterschieben . er habe
in Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO zugleich den gebotenen positiven
Plenarbeschluß mit-normiert . hätten dabei doch ohne Not
mehrere Regelungen für den norm alen Geschäftsgang mißach-
tet werden müssen - Sitzun gszwang (Art. 47 Abs . 1 GO),
Ladungserforde rnis und Quorum (Art . 47 Abs . 2 GO),
15 Art . 67. 68 Abs . 2 Buchst. c BV i. V.m. Art. 81 Abs . S Satz 2, 71 LWG ;
siebe NQwUukyluu.sHrlG~rnuISch~ig~rlZtu:hn, Die Verfassung des
Freistaates Bayern - Kommentar (2. Aufl . 1976 ff.) , Anm. 3 zu Art . 67.
16 Ahn lich HDlzUHk n , 8.a .0. (Fußn. 7) , Anm. 12m Art. 18 GO .
17 Im Falle von Art. 46 Abs . 2 Satz 3 GO der Gemeinderatsntinderbeit , bei
Art. 18 Abs . 1,2 der je.....eiligen ..Antragsteller" (siehe unten unter 5.) .
18 Insoweit lassen sich verfass ungsrechtliche Einsichten wohl ohne Bede n-
ken auf die kom munale Ebe ne übe rtragen; siehe etwa zur Auslegu ng des
Art . 25 Abs. 1 BV M~thr, a.a.O. (Fußn . 14). Anm. I zu An . 25; zu
Art . 44 Abs . 1 Satz 1 GG Venl~yl, in: von Mü nch (Hrsg .), GG -Kom-
mentar, Bd. 2 (2. Aufl . 1983), Anm. 6 zu Art . 44; SchMd~r, in: Azzola
u.a. , Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepu blik De utschland
(1984) , Bd . 2, RdNr. 5 zu Art. 44.
Öffentlichkeit der Beratung und Beschlußfassung (Art. 52
Abs. 1, 2 und 4.GO) -' , eine Annahme, für die jeglicher
Anh altspunkt im Gesetzestext fehlt und die in Anbetracht des
verfassungsrechtlich unterlegten Publizit ätsgebots" auch nicht
etwa eine .verfassungsnähere" Lösung verkörperte.
d) Daß für die Einberufung von Gemeinderats- (und Aus-
schuß-)Sitzungen mithin einzig und allein der erste Bürgermei-
ste r zuständig ist20• zwingt freilich noch nicht dazu, solches
auch für Bürgerversammlungen postulieren zu müssen .
Gerade auch die hier doch recht seltenen Termin-Zwänge"
und die sohin eröffneten längeren Fristen erl auben umgekehrt
den Schluß, es sei zumindest nicht verboten, wenn nicht gar
geboten , dem bürgerschaftlichen Mitberatungsrecht als einem
doch nicht unwesentlichen Institut erst nachlauf Grund einer
über seine je konkrete Zulässigkeit befindenden Gemeinde-
rats-Entscheidung Raum zur Ausübung zu geben".
3. Zum Einberufungsakt
a) Wer auch immer nun nach geltendem Gemeinderecht über
den qualifizierten Antrag auf Bürgerversammlung nach
Art . 18 Abs . 2 GO zu entscheiden berufen ist , er kann hierbei
stets nur im Rahmen des Rechts und nicht nach Belieben agie-
renD • geht es doch um die in Gestalt einer notwendigen kom-
munalen Zulassung erfolgende Um-Qualifizierung einer
gleichsam "staatsfreien" Versammlung zu einer "hoh eitlichen
Veranstaltung". Nur wenn und soweit sich eine Bürgerver-
sammlung im Sinne der Gemeindeordnung konstituiert hat .
eignet ihren (beschlußförmigen) Emanationen der Rechtscha-
rakters des Art . 18 Abs. 4 GO, vermögen die Result ate dieser
kollektiven Willensbildung dem gemeindlichen Leitorgan ein
bestimmtes Vorgehen aufzugeben" , Aus dieser Sicht gewinnt
auch die Zulassungsent scheidung, der Einberufungsakt seine
spezifische Bedeutung: Die Dezision der Gemeinde-
"Behörde" (Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG)" , ein . B ürgerbegeh-
ren'' positiv oder aber abschlägig zu verbescheiden, stellt sich
als Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des Kommunal-
rechts dar. welche auf unmittelbare Rechtswirkung nach
außen gerichtet ist, nicht nur die Antragsteller (be)trifft, son-
dern alle Gemeindebürger • denen durch die (Verweigerung
der) Einberufung ein (bedingtes) Partizipationsrechr" (nicht)
zugestanden wird" . Zu dem selben Ergebnis gelangte der
Baden-Württembergische Verwaltungsgerichtshof in seinem
oben angeführten Beschluß, allerdings allein anhand der ein-
19 Vgl. hierzu bereits Gram/ich , DOV 1982, 1391145 f.
20 Darüber herrscht Einigkeit; siehe Knemeyer , a.a.O . (Fußn . 7) , S. 136;
H ötzlliiien, a.a.O . (Fußn . 7), Anm . 3b zu Art. 46 GO.
21 Zutreffend VGH Mannheim , VBIBW 1984, 149.
22 Nicht unterschiedlich vermittelt e demokratische Legitimat ion
(Art. 11 GO!), wohl aber die Grundsatzkompetenz des Kollegialorgans
mag die im Text gezogene Folgerung stütze n .
23 Insoweit zutreffend Gern, Die Befugnis zur Einberufung des Gemeinde-
rats , VBIBW 1984, 64/65; siehe auch Art . 56 Abs. 1 GO.
24 Damit allein ist jedoch keinesfalls das bürgerschaftliehe Verhalten aus
der rein gesellschaftlichen Sphäre herausgehoben und damit e twa der
Grundrechtsgarantien verlusti g gegangen , ebe nsowenig wie dies beim
Wahl-Akt der Fall wäre (arg. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a, 38 GG ; vgl. auch
BVerfGE 1,14133); vielmeh r schafft das Gemeinwesen Voraussetzungen
für deren reguläre Verwirklichung (wie hier ZiegleT, a.a.O . [Fußn . 9),
S. 156; siehe auch Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundes-
republik Deutschland (14. AuO. 1984, S. 143).
25 Auch ein Ausschuß rechnet hierher (siehe Kopp , VwVfG-Kommentar
(3. Aun, 1983). § t RdNm . 22,39).
26 Welches überd ies Grundrechte (aus Art. 2 Abs. 1, 5 Abs. 1, 8
Abs . 1 GG ; Art . 101, 110 Abs . I, 113 BV) zur Wirksamkeit gelangen
lassen soll (siehe obe n, Fußn. 24).
27 Der . Regelungs'<Charakter entfällt nicht etwa wegen der organisatori -
schen Natur desAkts (siehe Kopp , a.a .O . (Fußn. 25), § 35 RdNr. 59, 60;
ande rs aber wohl MassonlSamJNT , a.e .O. [Fußn . 7], Art. 18 GO
Anm.7).
schlägigen einfach-gesetzlichen Regelung und gestützt auf den
Rück-Schluß, wenn gegen eine den Antrag zurückwe isende
"Entscheidung" (des Gemeinderats)" Anfechtungs- oder Ver-
pflichtungsklage statthaft seien . müsse Gegenstand dieses
Rechtsbehelfs eben ein Verwaltungsakt sein (§ 42
Abs . 1 VwGO)29.
b) Wirksam wird die (Nicht-)Einberufungsentscheidung
allerdings erst mit ihrer Bekanntgabe an Adressaten bzw.
Betroffene (Art. 41, 43 BayVwVfG) 30. Nachdem die Bayer .
Gemeindeordnung auch insoweit schweigt , muß wohl gemäß
allgemeinen Grundsätzen davon ausgegangen werd en, daß die
Bekanntgabe der Ablehnung eine s Antrags nach Art. 18
Abs . 2 GO allen Antragstellern, d.h. einem jeden Unterzeich-
ner nach Satz I dieser Vorschrift gegenüber zu erfolgen, aber
darüber hinaus auch sämtliche Gemeindebürger zu erreichen
hat als den (bestimmbaren) Personenkreis. der vom (ihr Mit-
beratungsrecht hier und jetzt verneinenden) Verwaltungsakt
"betroffen" wird" . Damit stellt sich umgehend die weitere
Frage, ob angesichts des evidenten Interesses an einer baldi-
gen Klärung der Rechtslage eine individuelle Kundgabe der
Antragsablehnung - wie im übrigen auch der positiven Zulas-
sungsentscheidung - geboten oder aber auch eine öffentliche
Bekanntgabe gestattet sei. Da die Kriterien der Allgememver-
Iügung (Art . 35 Satz 2 1. Alt. BayVwVfG) hier wohl vorlie-
gen dürften - der jeweilige Personenkreis bestimmt sich nach
den Merkmalen der Gemeindebürgerschaft gemäß Art. 15
Abs . 2 GO i.V.m. Art . 1 GWG ( und ggf. der Antragsunter-
zeichnungj'? -, bestehen gegen ein Vorgehen des ersten Bür-
germeisters nach Art . 41 Abs . 3 Satz 2, Abs . 4 BayVwVfG,
schwerlich durchgreifende Bedenken, erscheint vielmehr
gerade hiermit den Belangen der versammlungswilligen Bür-
ger am besten Rechnung getr agen" .
4. Einberufungsmodalitäten
Die Bürgerversammlung nach Art. 18 Abs. 2 GO erlangt ihre
spezifisch hoheitliche Qualität stets, aber auch nur dann, wenn
den formellen und materiellen Voraussetzungen dieser Vor-
schrift genügt wird. Ob dies der Fall ist, kann und muß
zunächst das für ihre Einberufung letztlich zuständige
gemeindliche Organ prüfen, weil es der Veranstaltung gewis-
sermaßen den Stempel des Offiziellen aufdrückt".
a) Hierbe i kann kaum zweifelhaft sein . daß allein solche
Anträge überh aupt eine Verpflichtung nach Art . 18
Abs. 2 GO begründen können, welche den in den Sätzen 1
und 4 aufgestellten Formerfordemissen entsprechen; freilich
28 Exakter wohl : gegen den die Ent scheidung erst gegenüber Dritten ins
Werk setzende n Akt des ers ten Bürgermeisters (A rt . 36 Satz 1 GO) ;
siehe Obermaye r, Kommun alrecht, in: ManglMaWlzlMayeTIO~rmayeT
(Hrsg.) , Staa ts- und Verwaltungsrecht in Bayern (4. Aufl . 1975), S. 4491
457.
29 VBIBW 1984, 149.
30 Wiewohl dies als Teil des Vollzugs der Ratsentscheidung durch den
ersten Bürgermeister zu gelten hat (s. bereits obe n, Fußn. 28) , wird
gerade aus der hier offenkundigen Tren nung von Beschluß- und Ausfüh-
rungskompetenz, ihrer ZUweisung an verschiedene Organe deutl ich, daß
dem Kollegiumsent scheid noch nicht verwattungsakts-Oceßt ät
zukommt, weil das Beschlußgremium ihm eben in der Regel nicht selbst
Au ßenwirkung beizulegen vermag (anders bei Streitigkeiten im Verh ält-
nis innerhalb von bzw. zwischen Orga nen, s. Kopp, a.a .O . [Fußn. 25),
§ 35 RdNr. 57).
31 Vgl. Kopp , a.a.O . (Fußn. 25), § 41 RdNr . 7.
32 Vgl. Kopp , a.a. O. (Fu ßn. 25), § 35 RdNr. 64; UlelLaubingu, Verwal-
tungsverfahrensrecht (2. Auf! . 1979), S. 236.
33 Siehe freilich auch Kopp , a.a.O. (Fußn. 25) , § 41 RdNr . 46.
34 Insoweit besteht Einhe lligkeit; siehe MassonlSamp er, a.a.O . (Fu ßn. 7),
Art. 18 GO Anm . 9; H ölrllHien , a.a.O. (Fußn. 7) , Anm. 5 zu
Art . 18 GO.
vermag sich der Gem einderat Bürger-Anträge zu eigen zu
machen und sohin etwa die mengenmäßige Begrenzung des
Art . 18 Abs. 2 Satz 4 GO beiseite zu setzen . Davon abgese-
hen jedoch bedarf es eines ernstgemeinten Begehrens" : indi-
ziert wird dies allerdings regelmäßig bereits du rch die hinrei-
chende zahl der Unterschriften, eine gemeindliche Selektions-
befugnis kommt unter diesem Aspekt wohl allenfalls bei (zu
gewärtigenden) Kollisionen mit dem Strafrecht in Betracht.
Für das Erre ichen des Quorum s wird nach dem Gesetzeswort-
laut auf die Zah l der Ge meindebü rger am Tag des Antragsein-
gangs abzustellen sein; dem Zweck der Vorschrift genügte
aber wohl (auch) ein Err eichen der 5- bzw. 2,5%-Grenze bis
zum Zeitpunkt der Entscheidung über die (Nicht-)Einberu-
fung. Rechtspolitisch nicht unbedenklich erscheint es hierbei ,
daß ausländische Gemeindeeinwohner vom Mitberatun gsrecht
fast gänzlich ausgeschlossen sind36; ihnen kann lediglich gemäß
Art. 18 Abs. 3 Satz 2 GO ausnahmsweise das Wort in der
Versammlung erteilt werden, was sich vornehmlich in den Fäl-
len aufdrängen mag, in denen AusländerbeJange direkt tan-
giert sind" .
Die Einwohnerzahl (ab 10 001 oder weniger ) läßt sich
ansonsten nach Art . 122 Abs. 1 Satz 1 GO anläßlich von Bür-
gerversammlungs-Anträge n unschwer ermitteln; die hiervon
zu unterscheidende Abgrenzun g der Gruppe der Gemeinde-
Bürger hingegen muß vom Melderegister her vorge nommen
werden" . Ist diese Berechnun g aber im je einzelnen Fall ohne-
hin vonnöten , so kann schwerlich von einer analogen Anwen-
dung des Art . 122 Abs. I Satz 1 GO ausgegangen", vielmehr
muB der aktu elle Stand der Bürgerschaft ermitte lt und der
Quorumsbestimmung zugrundegelegt werden" ,
b) Nach der ausdrücklichen Regelung des Gesetzes (Art . 18
Abs. 2 Satz 2 GO ) eröffnen des weiteren aber nur solche
formgerechten Anträge ein bürgerschartliches Mitberatungs-
recht , welche ..gemeindliche Angelegenheiten" als zu behan-
deinden Tagesordnungspunkt angeben und beinhalten. Diese
Vorschrift vennag freilich die ihr wohl vom historischen Norm-
geber zugedachte Regulativfunktion" nur unvollkommen zu
erfüllen; mangels eines Erfordernisses der Antragsbegrün-
dung42 und angesichts der praktisch wohl regelmäßig vorfind-
baren recht lapidaren Fassung der Begehren wird deren For-
mulierung im vornherein nur höchst selten entn ommen wer-
den können, daß kein direkter Bezug zu Kommunalem her-
stellbar sei", Immerhin zählen zum gemeindlichen Bere ich ja
neben Aufgaben des eigenen auch solche des übertragenen
35 Zu tre ffend VGH Mann~im, VBIBW 19lW, 149; allgemein hierzu Kopp,
a.a. O. (Fußn.25) , § 22 ,RdNr. 18; UJ~/Laubing~r , a.a.O. (Fußn.32),
S. 164.
36 Art . lAbs. 1 Satz 1 GWGi. V.m. Art. 116Abs. I GG .
37 VgL Schmidt-Jomig, a.a .O . (Fußn. 11), S. 65 f. Zum (Kommunal-)
Wahlrecht für Ausländer siehe Quariuch, DOV 1983, 1 ff . ; von Münch ,
in:.ders.• a.a.O. (Fußn . 18), Anm . 9 zu Art . 38; Stem , Das Staatsrecht
der Bundesrepu blik Deutschland, Bd . 1 (2. Auß . 1984) , S. 273 r.,324.
38 Hierzu insbeson der e §I 1 Abs . 2, 2 Abs. 1 Nm . 12-14 MRRG , sowie
Art . 2 Abs . 2,3 Abs . I Nro. 12-14 ,Abs. 2Nr. 11, 16 Abs. 2,4 Meide G
und Art . I Abs. I Sitze 2-4 G WG .
39 Unde utlich H61zUH"n, a.8.0 . (Fußo. 7) , Anm. I zu Art . 122 GO; M as-
son/~r, a.a .O . (Fußn. 7) , Art . 18 GO Anm. 9.
40 Ebe nso Kwr.ul BronMriKatz , Gemeindeordnung für Baden-Württem-
berg-Kommentar (4. Auß. I984 ff.) , Anm. 1I.3 zu I 2OaGemO.
41 Vgl. LT-Drs . 7/6917 S. 4, in der im AbsChnitt 1der Begründung wieder-
holt vom kommunalen Bezug die Rede ist.
42 Vgl. das explizite Begründungserfordernis für den ..Bürgeremrag- in
§ 20b Abs. 2 Satz 2 Ge mO BW einerseits, das de r baye r. Rechtslage
entsprechende Fehlen einer solchen Norm in I 20a (Abs. 2) zum andem
(dazu auch Kunu l BronneriKtJlZ. a .a .O . [Fußn . 40). Anm. 11. 2, 4 zu
§ 2OaGe mO) .
43 Ähnlich HölzUHien , a.a .O . (Fu ßn . 7) , Anm. 4 zu Art. 18 GO ; Masson/
Somp er, a.a .O. (Fußn. 7) , Art . 18 GO Anm . 6.
w irkungskreises", und überdies wird ein Äußerungsrecht der
Gemeinde(n) zu bundesgesetzlichen Regelungen und Geset-
zesvorhabe n. selbst wenn hierdurch lediglich ihre Interessen-
sphäre tangiert wird" , im allgemeinen durchaus akzeptiert",
Eine damit zugleich anerkannte kommunale Befassungskom-
petenz abe r entsteht wohl bereits dann . ..wenn die ört lichen
Dimensionen . über örtlicher' Maßnahmen die kommun ale
Aufgabenerfüllung objektiv berühren können?" . Fügiich wird
es norm alerweise bei der Inanspruchnahme des direkten Mit-
beratungsrechts erst im Verlauf einer Bürgerversammlung
übe rhaupt möglich sein, ein Übe rschreiten des ihr gesetzlich
gezogenen Rahmens festzustellen und den Gang der Erörte-
rungen wieder ins recht e Geleis zu leiten; hierzu ist der Ver-
sammlungsleiter , also regelmäßig der erste Bürgermeister" ,
jedoch auch verpflichtet '" , und er kann zu diesem Zwecke von
den ihm zustehenden Ordnungsbefugnissen Gebrauch
machen, etwa in Gestalt des wortentzugs, der Verhinderung
von Abstimmungen über eine unzulässige Thematik oder - als
ultima ratio - durch Beendigung der Bürgerversammlun g'",
Im zuletzt genannten Krisenfall verliert die Veranstaltung mit
der Maßnahme des Versammlungsleiters" ihre hoheitliche
Prägung. so daß unter Mißachtung solcher Anordnungen
gefaß te Beschlüsse rechtl ich unverbindlich bleiben .
5. Bürger.Recht auf Mitberatung
Nicht nur in derartigen auße rgewöhnlichen Situationen, son-
dern ganz allgemein, bereits im Hinblick auf die gemeindliche
Würdigung eines Mitberatun gsantrags stehen den Befugnissen
des einberufenden bzw. versa mmlungsleitenden kommunalen
Organs Rechtsansprüche von (Ge meinde-)Bürgem gegen-
über . die sich je nach dem Verfahrensstadium auf die erst-
malige Realisierung oder aber auf Fortführung" der Bürger-
versammlung richten.
a) Weigert sich also der erste Bürgermeister - weil nach
seiner Auffassung die formellen und/oder materiellen Voraus-
setzungen für eine Einberufung nicht gegeben seien - , die
beantragte Veranstaltung (innerhalb der Dreimona tsfrist)
anzusetzen, so folgt wohl schon aus dem Wortlaut des Art . 18
Abs. 2 GO (wie auch der Artik el-Überschrift)" , daß hier
44 Art . 6 Abs . 2.8.58 GO ; ebenso VG H Mannltnm, VBIBW 1984, 149.
45 Die kommunale n Spitzenverbi nde sind bereits frühze itig bei der Geset-
zesvorbereitung einzuschalten; siehe I 25 de r Ge meinsamen Geschlfu-
ordnung der Bundesminist erien - Besonderer Teil (AUSZllg bei $chMi-
Ihr, Gesetzgebung 11982J S. 347 ff.) ; Nt. 3.a) de r bedea-würn. Rich tli-
nien der Landesregierung übe r die Vorbereitung und die fonnale Gestal -
tun g von Rec htsvorschriften (Text ebd ., S. 378 ff.) ; sowie Hugg" ,
Gesetze- ihre Vorbereitung, Abfassung und Prüfung (1983), S. 75 f.
46 Zu BVerfG E 8, 1211133 f. "" BayVBI. 1958, 310 vgl. nunmehr auch
Ntebter , BayVBI. 1984,5131517; eher rech tspolitisch Vogrl , Die bundes-
staa tliche Or dnung des Grundgesetzes, in: BmdaJMaihoferlVog~1
(Hrsg.) , Handbuch des Verfassun gsrechts (Nachdruck 1984) , S. &1}1
858 1.
47 So von Mannh~im , DVBL 1984, 733; KunuIBronn~rIKatz , a.a. O.
(Fuß n. 40) , Anm. II .2 zu § 20a Ge mO ; abweichend Süß, BayVBI. 1983,
5131517.
48 Vgl. Art . 18 Abs. 3 Sätze I , 3 GO; zur Delegationsbefugnis Masson/
Samper, a.a .O . (Fußn . 7) , Art . 18 GO Anm. 19.
49 So wohl auch HölzUH~n , a.a .O. (Fußn. 4), Anm. 4 zu An. 18 GO.
50 Vgl. H6IzIIH~n. a.a.O. (Fußn . 7) , Anm. 11 zu Art . 18 GO, allerdi ngs
ohne Unterscheidung twische n O rdn ungs- und Hausrecht ; vgl. abe r K~
meyer, a.a .O . (Fu80 . 7), S. 137; Woiff1Bachof . Verwaltungsrech t 11
(4. Auß . 1976), S. 383 t .
51 Alle rdings bewirkt sie nicht ..automatisch" (etwa gemiß I 80 Abs . 2
Nr, 2 VwGO) eine n Ausschluß der aufschiebenden Wirkung VOG Rechts-
behelfen (so Kopp , VwGO- Kommen tar, 6. Aufl . 1983,1 80 Rd Nr. 38.
gegen aLG KarlsruhL , DVB I. 1981, 17ns, welches die genannte Norm
analog anwenden will) , so daß W . nach MaBgabe von § 80 Abs . 2 Nr. 4.
AM. 3 (Satz 2) VwGO vorzugehen wäre .
52 Bei rechtswidrigem Abbruch durch den Versammlungsleiter .
53 Allgemein zu de ren Rechtserheblichkeit siehe SchMuür, a.e. O.
(Fuß n. 45) , S. 190; Hugger, a.a .O . (Fußn. 45) , S. 308 f.; vgl. auch t 33
Abs . 2 de r Ge meinsamen Geschäftsordnung (Fußn. 45) .
nicht lediglich eine Verpflichtung der Kommune, sonde rn
zugleich ein subjektiv-öffentliches Recht der Bürger darauf
normiert ist , daß bei Vorliegen der tatbestandsmäßigen Erfor-
dernisse eine positive Entscheidung über ihr Begehren
ergeht" . Allerdings ist es allein Sache der Ge meinde , den
genauen Versammlungste rmin festzulegen sowie die weiteren
Modalitäten (O rt , Zei t) zu bestimmen und ordn ungsgemäß
bekanntzumacherr"; hierbei muß etwaigen Anregungen de r
Bürger nicht nachgekommen werden, wenngleich durch solche
..technischen" Maßnahmen die funktio nsgerechte Durchfüh-
rung einer Bürgerversammlung nicht unterlaufen werden
darf". De r Dreimonatsfrist jedenfalls dürfte trotz des mißver-
ständlichen Gesetzeswortlauts nur dann Ge nüge geta n sein ,
wenn die Veranstaltung innerhalb dieses Zeitraums nicht nur
einberufen, sondern auch tatsächlich abgehalten wird .
b) Hier auf abe r zielt das Initiativrecht der Gemeindebürger
nur mitte lbar , Anberaumung und Durchführung de r Bürger -
versammlung sind allein Folgen eines positiven Zulässigkeits-
entscheids übe r den An trag nach Art. 18 Abs. 2 GO, ebe nso
übrigens wie beim Verla ngen des Ge meinde rats nach Abs. 1
dieser Norm . Wenn nun - nach dem Obigen durchaus recht-
mäßig" - das kollegiale Plenum den Antrag gutheißt, der ers te
Bürgermeister jedoch keine Anstalten zur Rea lisierung eines
solchen Beschlusses trifft - etwa weil er ihn für recht swidrig
erachtet - , so mag diese Weigerung im Wege der Rechtsauf-
sicht übe rwunde n werden " ; nachdem abe r der (Gemeinde-)
Bürger insoweit ein Einschreiten nicht erzwingen kann, son-
dern auf bloße Anregungen verwiesen bleibtS9, stellt sich
sodann das Problem , ob und wie ein Einzelner die Aktualisie-
rung seines Mitberatungsrechts notfalls zwangsweise dur chset-
zen könnte. De nkbar erscheint dabei eine Vollstreckung des
Verpflichtungsurteils'" gemäß § 172 VwGO ; Voraussetzung
hierfür wäre allerdings, daß die Klage auf Zulassung einer
Bürgerversammlun g gegen die Gemeinde selbst und nicht
gegen eines ihrer Organe zu richten ist (bzw. über das Institut
der Beiladun g Rechtskraftwirkungen auch gegen die Gebiets-
körpe rschaft hervorgerufen werden könnten" ). Die Beklag-
tensteIlung der Kommune jedoch ist nichts weniger als selbst-
verständlich: Soweit das Schrifttum nämlich überh aupt näher
auf die Verfahrensbesonderheiten bei der Durchsetzung des
direkten Mitberatungsrechts eingeht, wird dort ein Kommu -
nalverfassungsstreit für gegebe n erachtet" , weshalb folterich-
tig Gemei nde-Organe passivlegitimiert sein müßten und
zudem Leistungsklagen als Rech tsbeh elf zur Wahl stünden" .
54 Ebe nso HölzUHwn . a.a .O . (Fußn . 7) . Anm. 3, 6 zu Art . 18 GO ; Mas-
w nJSamP", • .• .O .(Fußn. 7) , Art . 18 GO Anm. 7, 9.
55 Vgl. HolzUHwn, a.a.O. (Fußn. 7) , Anm. 3zu Art . 18 GO ; MtuSonJSam ·
~r, a .a .O . (Fußn. 7) . Art . 18 GO Anm. 7; siehe auch , 20a Abe, 1
Satz 5 GemO BW.
56 Zu verf8S5Ungsrechtlicbe n Maßgaben hierbei Gram/ich, DOv 19&2 .
145 ff . ; kritisch Dolth , NJW 1982, 178511790FußD. 85.
57 Siehe obe n, 2. d) .
58 VgJ. MlWOnJSarn{Nr,a.a .O . (Fußn . 7). Art . 18 GO Anm. 3. 7; ebenso
VGH MlUInh~i," , VBlBW 1984, 149.
59 KM~y~r, • .• .0 . (Fußn. 7) . S. 209f211; WoIfflB « lwf , a.a .O .
(Fußn. 50). S. 113.
60 ..Prozessuales Ziel (einer Klage) kann letztlich allein eine positive Z uläs-
sigkeiuentscheidung . . . sein. ntcht dagege n die Anberaumung oder die
Abha ltung der Bürgerversammlung. diese sind Realakte, die nich t mir
der Verp flichtungsklage erstritten werden können" ( VGH Mannh~im ,
VBIBW 1984, 149).
61 §§ 121, 63 Nr. 3. 65 VwGO; vgl. B~thg~ , De r Kommunalverfassungs--
streit . in: Pü",,~r , a.a .O . (FuBn. 13). S. 176/190.
62 So ausdrücklich H61zUHKn . a.a .O . (Fußn. 7) , Anm . 3, 6 zu An . 18GO;
unklar dagegen M(l.JsonJSo~r.a.a .O . (Fußn . 7), Art . 18GO Anm. 7.
63 Hierzu B~thg~ , a.a .O . (Fußn. 61) , S. 188 ff .
64 H61zUHit'n , a.a.O . (Fußn . 7) . Anm. 3 zu Art. 18 GO; MtwonlS4m~r,
a.a.O. (Fußn. 7) , An . 18GO Anm. 7.
c) Diese Auffassung dü rfte nun aber nicht hinre ichend zwi-
schen den Kompetenzen der Bürgerversammlun g (nach
Art . 18 Abs. 4 GO) und den Bürgerrecht en nach Abs. 2 diffe-
renzieren . In bezug auf erstere erscheint es durchaus ange-
bracht , de r hoheitlichen Veranstaltung Organqualität beizu-
messen" , kommt es doch insoweit auf Dauer oder gar Perm a-
nenz ihres Wirkens nicht an66• Eine unzureichende ode r gar
unterlassene Behandlun g der Versammlungsempfehlungen
durch de n Ge meinde ra t sollte mithin wohl die typischen Mer k-
male kommunale r Organstreitverfahren erfüllen, und zu fra-
gen wäre daher nur mehr nach dem Vorge hensablauf im ein-
zelnen, etwa nach dem richt igen Kläger. Daß dies stets und
allein der Vorsitzende der Bürgerversammlung sein müßte,
erscheint nicht zwingend, ja im Falle einer Interessenkollision
in der Person des ersten Bürgermeisters eher zweifelhaft" .
Hingege n unt erscheidet sich die Verwirkli chung de r ers ten
Stufe des Mitberatungsrechts, die Durchsetz ung einer positi-
ven Zulassungsentscheidung, schwerlich von anderen, den all-
gemeinen kommunalbürger lichen Beziehun gen zugehörigen
Rechtsansprüchen gegen die Ge meinde68; hier ist vielmehr
problematisch, ob lediglich die Antragsunterzeichner'" oder
abe r alle Ge meindebürge r klagebefugt sind, wobei den zuletzt
genan nte n Betro ffenen entgegengehalten werden könnte , die
ablehnende Entscheid ung verletze ihnen gegenübe r nur objek-
tiv-rechtl iche Verpflichtungen" , Überdies ließe sich mit dem
Hinweis auf die (verabsäumte) Möglichkeit eigener Unter-
schrift(ensammlung) ihr Recht schut zbedürfnis bestrei ten" .
d) Wenn nun auch im Rahm en von Art . 18 Abs. 2 GO die
Ge meinde selbst richtige Beklagte ist , so sind freilich an ein
gegen sie ergehendes Urteil auch die kommunalen Or gane
gebunden" . Zwangsgelde r gegen die Körperschaft" erschei-
nen hier wenig behelflieh. zumal sie im pflichtgemäßen Ermes -
sen des erstinstanzliehen Verwaltungsgerichts stehen. Ande-
rerseits läßt die Verwaltungsgericht sordnung es aber nicht zu,
daß die Dritte Gewalt gleichsam im Wege einer Ersatzvor-
nahme selbst die Einberufung einer Bürgerversammlung ver-
fügte , sondern vertraut bei der Ge sta ltung ihres Vollstrek-
kungsinstrumentariums auf die Respek tierung gerichtlicher
Erkenntnisse durch die Verwaltungsbeh örden" . Sohin vermag
in der Ta t letztli ch nur die nach Art . 110 GO zuständige Auf-
sichtsbehörde der Beachtung des Rechts auf jeden Fall Ge l-
tung zu verschaffen" .
65 So HolzUHKn . a .a .O . (Fußn. 7), Anm. 2zu Art. 18 GO m.w.N.
66 WolfflBadwf . a.a .O . (Fußn. SO), S . 48 ff. ; eine P. ra llele mag im organ-
schaftlichen Handeln des Staatsvolks in An. 20 Abs . 2 Sau 2 GG gese-
hen werden (vg). BVerfGE 20.5&98) .
67 Siehe etwa die kritischen An regungen ...on Z;qkr. 8.8.0 . (Fußn. 9) ,
S . 173 ff. Im übrigen liefen Klagebefugnis bew. Akti vlegjtimation des
ersten Bürgermeisters wohl auch dem Rech tsgedanken eines (vel'fas..
suogskonfonn interpretierten ) Art . 19 Abs. I BayVwVfG zuwide r.
68 Wie z.B . nach Art . 21 GO; dazu KnL~r. a . a.O. (Fußn. 7), S. 165 f.
ff} So VGH Mtv'lItMim . VBIBW 1984. 149, zu I 41 Abs . 2 KWG BW.
70 So der VGH MtlrIrINUn. a.a .O . (Fußn . 69) , allerdings bezoge n auf die
Spezi fika des dortigen Landesrechts .
71 Allgemein hierzu Schmin Gleeser, Verw altungsprou:Brecht (6. Auß .
1983). S. 64 f .
n Kopp , 8.&.0. (Fußn. 51),' 121 Rd Nr. 24.
73 ..Be hörde" ist hier wohl im Gegensatz zu ..Beamter" (Amtswalter)
gebraucht ; so Kopp , e. a. O . (FuBn. 51) , RdN r. 5 zu, 172; anders Rnk-
leu/von Oenzen, Verwaltun gsgerichtsordnung (6. Auf]. 1978) , § 172
Anm . 1.
74 So zutre ffend R~d~k~rl."on Oenzen, a.a.O . (Fußn. 73) , , 172 Anm. 1;
ähnlich Kopp . 8.8.0. (Fußn. 51) , ' 172 RdNm . 9, 10.
75 Der VG H MQnnh~im erachtet dies hingegen als allein zulässigen Weg
(VBIBW 1984. 149).
6. Schluß
Gewiß sind die Möglichkeiten einer Bürgerversammlung, auf
das örtliche politische Geschehen einzuwirke n, nicht eben
überwältigend, und wegen dieser Ohnmacht mag auch der
Zulauf zu den jähr lichen Pflichtveranstaltungen recht mäßig
sein76; dieser Befund wird freilich eine gezielte politische
Funktionalisierung des .B ürgerbegehrens'' (etwa für Belange
76 (Ä ltere) Daten hierzu bei ZiLgl~r. 8.8.0. (Fußn. 9) . S. 152 ff . Dem V,.r-
f4S$n sind halbleer e Ven.ammlungsriume aus der eigenen kommunal-
politischen Praxis zur Genüge bekannt.
des Friedens oder der Umwelt) kaum verhindern können" ,
wenn es den Antragstellern primär um das offizielle Forum
geht und um die Chance, Volkes Stimme hörbar werden zu
lassen. Gerade dann bedarf es genauerer Bestimmung von
Inhalt und Grenzen der plebiszitären Komponenten des
Gemeinderechts. wie sie hier beileibe nicht umfassend ver-
sucht wurde" .
TI Instruktiv hierzu ein unveröff . Urte il des VG StuIlg"" vom I. 12. 1983
(VRS 9 K 2891183); siehe fern er Graf Vilzthum . JA 1983. 557/558; aber
auch Hou. Z RP 1984.~ f .
78 Jetzt auch Ebsm. DVBI. 1984. 1107 ff .; HuM' , Z RP 1984. 245 ff .;
~"'Z, ebd .•S. 335 f. ;K~,. DVB I. 1985. 143 ff.
